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Protokoll Bezirksschulbeirat Charlottenburg-Wilmersdorf 25.06.2015  

 
Protokoll der 6. Sitzung des Bezirksschulbeirates Charlottenburg-Wilmersdorf  
25.06.2015, 19:30  
Rathaus Charlottenburg, Minna-Cauer-Saal  
Anwesende: Delegierte siehe Anwesenheitsliste, Herr Redel (Schulträger), Frau Husse (Schulaufsicht, 
stellvertr. Referatsleiterin) 
Protokollant: Petra Sachs (ergänzt: Sebastian C. Semler) 
 
TOP 1: Begrüßung und Beschlussfassung über Tagesordnung, Protokollführung, Verabschiedung 
von Sitzungsprotokollen:  
Begrüßung erfolgt.  
 
Die Tagesordnung wird beschlossen.   
 
Zum Protokoll vom 21.05 wird angemerkt, dass auf S. 2  zweiter Absatz Original: „Das Bestehen auf 
Betriebskosten ist nicht nachvollziehbar im Hinblick auf die Gewinnerwirtschaftung. SenBJW hält 
diese Pacht- & Betriebskosten generell für fachlich nicht geboten.“ Wird geändert auf „ ….. ist fachlich 
nicht geboten“. 
Die Protokolle vom 20.04 und 21.05.2015 werden verabschiedet.  
 
Protokollant ist Petra Sachs  
Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt.  
 
TOP 2: Aktuelle halbe Stunde – Fragen an Schulaufsicht und Schulträger  
 
1) Gibt es in C-W  Probleme mit der Versorgung von Grundschulplätzen ? Wenn ja wo ? 
Es gibt eigentlich keine Probleme. Alle Kinder haben einen Platz in einer Grundschule gefunden. 
 
Herr Redel wird darauf hingewiesen, dass die Zahlen der Schulentwicklungsplanung, welche 
Themenschwerpunkt im November 2014 war, immer noch nicht weitergeleitet wurden. Herr Redel 
wird gebeten, sich um die Herausgabe der Daten zu kümmern.1 
 
2) Wieviele Erstklässler starten zum 01.08 in C-W mit ihrer Schulkarriere ? 
Es sollen dieses Jahr 1926 Erstklässler im Bezirk in 24 Grundschulen  eingeschult werden. 
 
3) Ist eine kurzfristige Änderung des SEP angedacht bzw. vorgesehen ? 
Hierzu sollte es noch einmal einen separaten Sitzungstermin geben. 
 
4) Ist dem Schulamt bekannt, dass es ab Herbst eine Pilotphase, begleitet durch den SenBJW, zur 
Neuordnung des schulischen Mittagessens an weiterführenden Schulen geben wird ? 
(Andere Bezirke haben 2 Schulen bereits gemeldet, C-W gar keine.) 
 
Ja, das ist bekannt. Noch unklar ist jedoch, wann die Pilotphase einsetzt. Es handelt sich um ein 
öffentliches Ausschreibungsverfahren, europaweit. Der Bezirk hat darauf gar keinen Einfluss. C-W hat 
noch keine Schulen gemeldet, weil die Verfahrensabläufe noch nicht bekannt sind. Hierbei handelt es 
sich um enorme Verfahrensabläufe und dem Bezirk fehlen die Mitarbeiter. 
Nachfrage: Wird C-W  wir am Pilotprojekt teil nehmen ? 
Es wird keinen offiziellen Startschuss dazu geben. Darauf haben sich die Bezirke geeinigt. 

                                                           
1
 Anmerkung: Inzwischen sind sie veröffentlicht unter:  

https://www.berlin.de/ba-charlottenburg-wilmersdorf/verwaltung/aemter/schul-und-
sportamt/schulamt/schulplanung/artikel.202177.php  

https://www.berlin.de/ba-charlottenburg-wilmersdorf/verwaltung/aemter/schul-und-sportamt/schulamt/schulplanung/artikel.202177.php
https://www.berlin.de/ba-charlottenburg-wilmersdorf/verwaltung/aemter/schul-und-sportamt/schulamt/schulplanung/artikel.202177.php
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Wenn in einer Schule plötzlich ein Bedarfsfall entsteht (bspw. im Falle einer Kündigung) könne sich 
die Schule für die Teilnahme am Projekt bewerben („pragmatischer Zugang“). 
Nachfrage2: Ist es den Schulen bekannt, dass sie sich bewerben können ? 
Es sind immer noch sehr viele Parameter ungeklärt (Preis an Oberschulen, Qualität- ob vorgegeben 
oder nicht usw.) 
 
5) Zum Schuljahreswechsel  soll es auf Senatsebene eine neue Dienstkonzession für das 
Oberschulessen geben. 
Nicht zu diesem neuen Schuljahr.  Es ist nichts bekannt. 
 
6) Wann und wo ist eigentlich die Kündigung von den „3 Köchen“ bezüglich der 4 Oberschulen im 
Bezirk eingegangen ? 
Im Bezirk, im Facility Management. 
 
7) Wie ist der Sachstand  für (Schulcaterer-) Kündigungsfristen ? 
Herr Redel klärt das, Verträge sind wohl  unterschiedlich. 
 
8) Gibt es von Seiten  des Bezirksamt die Bereitschaft, Catererwechsel an Schulen zu unterstützen ? 
Wenn Schulen einen Catererwechsel anstreben- wie kann die Verwaltung hier unterstützend aktiv 
werden ? 
Es muss an der Schule ein Schulkonferenzbeschluss vorliegen. Dann wendet  man sich den Bezirk . 
Herr Redel arbeitet das Verfahren zu, wie man diesen Wechsel verwaltungstechnisch vollzieht. 
 
9) Welche Fristen gilt es,  einzuhalten ? 
Welche Fristen gelten für welche Leistungen ? 
Herr Redel leitet die Daten weiter 
 
10) Wird der Bezirk nach Ablauf des Schuljahres auf  die Betriebskosten für die Caterer an 
weiterführenden Oberschulen analog der Grundschulen verzichten ?  
Nein 
Für die 4 betr. Schulen der 3 Köche wurden Ausnahmeregelungen geschaffen. 
 
Einwurf: Hier muss man noch einmal tätig werden, es geht auf keinen Fall, dass es noch Caterer gibt, 
die an einigen Ober-Schulen Betriebskosten zahlen und andere nicht. 
 
11) Ist es möglich, den Essenskommissionen verlässliche Eckdaten zur Verfügung zu stellen, auf deren 
Grundlage eine Vorauswahl mit in Frage kommenden Caterern stattfinden können ? 
Für Grundschulen sind die Anforderungen längst fest gelegt, für Oberschulen werden diese 
Grundsätze gerade erarbeitet in der Essenskommission (Dirk Medrow (Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft) 
 
Fragen an die Schulaufsicht: 
1) Wie funktioniert die Medien- Ausstattung der Schulen (sowie Reparaturen und Wartungen)  gem. 
ITRB / Medienkonzept? 
Oberschulen bekommen einen Etat zur Verfügung gestellt und können daraus schöpfen und müssen 
selbst sehen, was sie damit bezahlen können. Man kann auch ein Jahr ansparen und hat dann im 
nächsten den doppelten Etat zur Verfügung. 
Es gibt ein paar Oberschulen, die sich zusammengeschlossen haben und gemeinsam ihren Pool 
verwalten. 
Das Medienkonzept verbindet derzeitige Realität, (visionäre)Zukunft, SIC und Schulprogramm 
miteinander 
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Siehe auch http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/medien/medienentwicklungsplanung 
 
2) Wann und wie findet Inklusion an Gymnasien statt ? 
Die Gymnasien sind auf einem guten Weg, sich kundig zu machen und mit dem Thema auseinander 
zu setzen.  Besondere Hilfsmittel sind dafür bisher nicht vorgesehen. 
Es gibt an den Schulen leider bisher keine gesonderten Mittel, Stunden, Personal etc. für die 
Betreuung der betr. Schüler und Lehrer. 
 
3) Steht eine Änderung der Zumessungsrichtlinien bevor, die für das kommende Schuljahr bereits 
verwendet werden ? 
Nein 
 
Herr Redel  gibt zum Schluss noch Informationen weiter: 
Von den sieben Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt werden die Helen-Keller-
Schule zum Schuljahr 2014/15 und die Peter-Jordan-Schule zum Schuljahr 2015/16 aufgehoben. 
Die Schulen mit den Schwerpunkten „Geistige Entwicklung und Schwerstmehrfachbehinderungen“, 
die Ernst-Adolf-Eschke-Schule, die Reinfelder-Schule mit dem Förderschwerpunkt „Hören“ und die 
Comenius-Schule als „Schule für Autisten“ verbleiben im Schulnetz der Schulen mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt. 
 
Hr. Redel und Fr. Husse  verlassen die Sitzung.  
 
TOP 3: Schwerpunktthema: Schulidentifikation 
Leider sind die angekündigten Referenten des heutigen Abends zum Thema Schulidentifikation 

unentschuldigt nicht erschienen, weitere Zuarbeiten gab es nicht  und so entfällt das Thema.  

Es bleibt aber eine wichtige Fragestellung, insbesondere die Schülervertreter werden gebeten, sich 

Gedanken zu machen, wie man das Thema erneut aufnehmen kann. 

Diskussion aus diesem Anlass:  

Wie kann der BSB die Schüler  künftig besser unterstützen, damit sie an den Gremien teilnehmen 

können. An dieser Stelle geht ein großer Dank an die hier aktiven Schüler, die seit 2 Jahren 

hochbemüht mitarbeiten und häufig  sogar die Protokollführung übernehmen. Sie haben wenig 

Unterstützung und Hilfe dabei, wie sie in diesem Gremium tätig werden und wie sie ihre Rechte 

vertreten können. 

TOP 4: Berichte aus dem Gremien 

1) Judith-Kerr-Grundschule - Staatliche Europa-Schule Deutsch-Französisch. Hier reichen 

zunehmend die Räumlichkeiten nicht mehr aus für das besondere Konzept der Schule. Die 

Judith-Kerr-Grundschule gehört gemeinsam mit der Alt-Schmargendorf-Grundschule zum 

sog. ‚Campus Schmargendorf‘. 

2)  Die Nelson-Mandela Schule bekommt eine „Filiale“  wegen hoher Schülerzahlen.  

Hierzu aus dem Schulentwicklungsplan 14-18 ( S. 23 Mitte): 

„Aufgrund der hohen Übernachfrage nach internationalen Schulplätzen wurde zum 
Schuljahresbeginn 2013/14 ein Filialbetrieb in der Prinzregentenstraße eingerichtet. Die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft plant, dass daraus zum Schuljahr 2015/16 

http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/medien/medienentwicklungsplanung


4 
 

eine neue internationale Schule, die nach dem Vorbild der NMS organisiert ist, hervorgeht, die nach 
Sanierung in den denkmalgeschützten Schulstandort Levetzowstraße einziehen soll“. 
 

3) Die Zumessungsrichtlinien für Lehrkräfte und pädagogisches Personal haben sich verändert. 

Link zu dem Zumessungsrichtlinien der Lehrkräfte 2015/2016: 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/senbildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_leh

rkraefte_2015_16.pdf?download.html 

Link zu den Zumessungsrichtlinien des pädagogischen Personals (Erzieher) 2015/2016 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-

bildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_erzieher_2015_16.pdf?download.html 

 

TOP 5: Anträge 

1) Es liegt ein Antrag der Reinfelder Schule vor, ihren Forderungskatalog wegen der nahenden 

Schließung des anliegenden Therapiebades zu unterstützen. 

Der Forderungskatalog soll erweitert werden um eine Erläuterung, warum der Erhalt des Bades für 

die Schüler so wichtig ist. In Zeiten fortschreitender Inklusion sollten nicht ausgerechnet 

Therapiebäder geschlossen werden, wenn schon kaum Geld für Neuanschaffungen und 

Neuerrichtungen vorhanden ist. 

Es wird gefordert, dass der Bezirk, wenn er denn Einrichtungen dieser Nutzungsart schließen möchte, 

eine generelle Planung und Konzeption vorlegt, was er mit den Räumlichkeiten vorhat und welche 

Alternativen es für die bisherigen Nutzer gibt. 

Das Bad gehört zu den Lernmitteln und  stellt  eine notwendige Einrichtung dar, die nur an dazugeh. 

Schulen/Instituten existiert.  Wenn diese Mittel einmal abgeschafft  sind, ist es fast unmöglich sie zu 

revitalisieren. Insofern hätte auch der BSB dazu angehört werden müssen. 

Mehrheitlich wird der Beschluss Anlage 1 verabschiedet: Darin Es wird gefordert, dass der Bezirk 

seine Entscheidung darlegen soll, bis dahin soll der Beschluss der Schließung ausgesetzt werden.  

Es sollen Anträge an die BVV, die Stadträtin, an den Bezirk und den Senat gestellt werden, mit der 

Forderung um Aussetzung des Schließungstermins. 

2) Eilantrag gegen Referentenentwurf zur Änderung des Schulgesetzes 

Es wird beantragt, den Eilantrag gegen den Referentenentwurf zu unterstützen, der den §37 Abs. 3 

des Schulgesetzes behandelt (Anlage 2). 

Es wird beschlossen, diesen Antrag nicht zu unterstützen, weil er besser in den Landesschulbeirat 

passt und dort gestellt werden sollte (4 dafür, 6 Enthaltungen, 5 dagegen). 

Es handelt sich zudem um einen Referentenentwurf, der noch nicht jedem vorliegt. Insofern ist es 

schwierig, dagegen per Eilantrag zu wirken. 

 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/senbildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_lehrkraefte_2015_16.pdf?download.html
http://www.berlin.de/imperia/md/content/senbildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_lehrkraefte_2015_16.pdf?download.html
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_erzieher_2015_16.pdf?download.html
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/schulorganisation/zumessungsrichtlinien_erzieher_2015_16.pdf?download.html



BESCHLUSS 7 – 2015: Der Bezirksschulbeirat (BSB) Charlottenburg-Wilmersdorf hat in seiner Sitzung 


vom 25.06.2015 den nachfolgenden Beschluss gefasst: 


 


Keine Schließung von pädagogisch-therapeutisch genutzten Schwimmbädern ohne Vorlage eines 


bedarfsgerechten Gesamtkonzepts 


Hintergrund: 


Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf beabsichtigt, das sogenannte Therapiebad der 


Reinfelder-Grundschule wegen dringender Sanierungsmaßnahmen zum 31.07.2015 zu schließen. Die 


Sanierungsnotwendigkeit wurde nicht belegt und die vorgeblich erforderlichen Mittel zur Sanierung 


in Höhe von ca. 750.000 Euro wurden seitens des Bezirkes weder bewilligt, noch wurden beim Land 


Berlin entsprechende Mittel aus Förderprogrammen beantragt. Ein Nachnutzungskonzept für das 


Therapiebad liegt derzeit nicht vor. 


Beschluss: 


Der Bezirksschulbeirat fordert das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf und die BVV auf, mit 


unverzüglicher Wirkung jedwede Schließung von Therapiebädern an Schulen des Bezirks – so auch 


die akut anstehende Schließung des Therapiebades an der Reinfelder-Grundschule – solange 


auszusetzen, bis ein schlüssiges und transparentes Gesamtkonzept vorliegt und beraten werden 


kann, aus dem neben Kosten für Betrieb und Sanierung auch Nutzung und Bedarf hervorgehen, 


insbesondere auch Angaben  


(a) zum aktuellen wie zukünftig geplanten Umgang mit diesem pädagogischen Lehr-/Lernnmittel,  


(b) zur Planung, wie der zu erhebende und dazulegende Bedarf im Falle einer Schließung anderweitig 


gedeckt werden kann, und  


(c) im Falle von Schließungen zum Nachnutzungskonzept für die entsprechenden Gebäude.  


Ein solches Konzept muss die speziellen Bedarfe insbesondere betroffene Lerngruppe der 


hörgeschädigten und mehrfachbehinderten SchülerInnen – auch mit Blick auf die inklusive Schule – 


berücksichtigen und darlegen.  


Bis zur Vorlage eines solchen Konzepts sind Betriebsfähigkeit und Gebäudesicherheit (einschließlich 


akut notwendige Sanierungsmaßnahmen) sicherzustellen.  


Der Bezirksschulbeirat weist weiterhin darauf hin, dass er sein Anhörungsrecht gem. § 111 Abs. 3 Nr. 


4  SchulG und sein Auskunftsrecht gem. § 111 Abs. 2 SchulG verletzt sieht, da die geplante Schließung 


mitnichten nur eine gebäudeplanerische Fragestellung ist, sondern die pädagogische Ausstattung 


und mithin die Schulentwicklungsplanung des Bezirks betrifft. 


 


Begründung: 


Die Schwimmhalle der Reinfelder-Grundschule muss als Schwimmhalle der beiden 


sonderpädagogischen Förderschulen der Reinfelder-Grundschule (Förderung Hören und Sprache) 


und der Ernst-Adolf-Eschke-Schule (Förderzentrum Hören) in öffentlicher Verwaltung dauerhaft 


erhalten bleiben. Die Schließung der Schwimmhalle läuft dem Anspruch zuwider, schrittweise immer 


bessere Förderung für alle Kinder zu ermöglichen. Andere Bezirke wie z.B. der Bezirk Neukölln 


versuchen mühsam - wie jüngst den Medien zu entnehmen war - Schwimmkapazitäten zur Förderung 







BESCHLUSS 7 – 2015: Der Bezirksschulbeirat (BSB) Charlottenburg-Wilmersdorf hat in seiner Sitzung 


vom 25.06.2015 den nachfolgenden Beschluss gefasst: 


 


der Schwimmerziehung und -befähigung für Kinder zu erhöhen. Der Bezirk Charlottenburg-


Wilmersdorf will diese durch die Schließung einer Einrichtung speziell für diese Zielgruppe 


reduzieren. 


In dieser speziell für Kinder und Kinder mit geistigen oder/und körperlichen Handicaps 


ausgestatteten Einrichtung und durch die ganztägige Nutzung der Einrichtung erlernen jedes Jahr 


mehrere Hundert Kinder das Schwimmen. Sowohl die pädagogische Arbeit an den Beiden genannten 


Schulen, wie auch eine damit einhergehende positive Entwicklung von Kindern mit anderen Defiziten 


wird damit aktiv unterstützt. Dies trägt u.a. ebenfalls entscheidend zum Nachteilsausgleich für die 


betroffenen Kinder bei. 


Wer Inklusion und Bildung, auch im Sinne von Körperbildung und Bewegungsförderung will, darf das 


Schwimmenlernen von Grundschulkindern grundsätzlich nicht in den Klassenstufen 1-3 verhindern. 


Und dies erst recht nicht an einem Standort von mehreren Fördereinrichtungen und der ständigen 


Betreuung von mehr als 500 Kindern. 


 


Aktuelle liegt dem Bezirksschulbeirat, der gemäß SchulG hierzu hätte informiert und angehört 


werden müssen, keine hinreichende Information, geschweige denn ein schlüssiges Gesamtkonzept 


vor, was es ihm ermöglichen würde, diese Sachfrage abschließend zu beurteilen und eine Schließung 


des Bades befürworten zu können. Das Bezirksamt wird daher aufgefordert, die notwendigen 


Informationen vorzulegen und soweit erforderlich erheben zu lassen. Bis dahin müssen andere 


Maßnahmen wie Schließungen, Verhinderung von erforderlichen Sanierungen unterbleiben, die eine 


planerische, am Bedarf orientierte Gesamtlösung vorab unmöglich machen. 
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Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Wissenschaft
- Sen BildJugWiss – II C 1.1 -
Tel.: 90227 (9227) - 5263


- Referentenentwurf -
- Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes und 


weiterer Rechtsvorschriften -
(Auszug – Stand: 15.06.2015)


Gegenüberstellung der Gesetzes- und Verordnungstexte


Alte Fassung Neue Fassung


Schulgesetz Schulgesetz


§ 26
Gymnasium


§ 26
Gymnasium


(1) unverändert


(2) Das Gymnasium umfasst als einheitlicher 
Bildungsgang die Jahrgangsstufen 7 bis 10 
(Sekundarstufe I) und die gymnasiale 
Oberstufe (Sekundarstufe II in der 
zweijährigen Form) und führt zur 
allgemeinen Hochschulreife (Abitur). § 17 
Absatz 3 bleibt unberührt. Das 
Kooperationsgebot nach § 20 Absatz 7 gilt 
sinngemäß.


(2) Das Gymnasium umfasst als einheitlicher 
Bildungsgang die Sekundarstufe I und die 
gymnasiale Oberstufe und führt zur 
allgemeinen Hochschulreife (Abitur). § 17 
Absatz 3 bleibt unberührt. Das 
Kooperationsgebot nach § 20 Absatz 7 gilt 
sinngemäß.


(3) unverändert


§ 27
Nähere Ausgestaltung der 


Sekundarstufe I


§ 27
Nähere Ausgestaltung der 


Sekundarstufe I
Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, das 
Nähere zur Ausgestaltung der Schularten 
und Bildungsgänge der Sekundarstufe I 
durch Rechtsverordnung zu regeln, 
insbesondere
1. den Beginn und die Formen der 
Fachleistungsdifferenzierung und die 
Unterrichtsfächer und Lernbereiche, in 
denen leistungsdifferenziert unterrichtet wird,
2. die Einstufung der Schülerinnen und 
Schüler in leistungsdifferenzierte Kurse,


Die für das Schulwesen zuständige Senats-
verwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur 
Ausgestaltung der Schularten und Bildungs-
gänge der Sekundarstufe I durch 
Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere
1. den Beginn und die Formen der 
Fachleistungsdifferenzierung und die 
Unterrichtsfächer und Lernbereiche, in 
denen leistungs-differenziert unterrichtet 
wird,
2. die Einstufung der Schülerinnen und 
Schüler in leistungsdifferenzierte Kurse,
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3. die Voraussetzungen und die 
Organisation von 
jahrgangsstufenübergreifendem Unterricht,
4. die Voraussetzungen und die 
Durchführung von bilingualem Unterricht,
5. die Anforderungen und das Verfahren für 
die nach § 22 Absatz 5 Satz 3 zu treffende 
Entscheidung,
6. die organisatorische und curriculare 
Ausgestaltung der Jahrgangsstufen 7 bis 10 
unter besonderer Berücksichtigung des 
Produktiven Lernens und anderer Formen 
des Dualen Lernens,
7. die Voraussetzungen zum Erwerb der 
Berufsbildungsreife einschließlich der 
Voraussetzungen, unter denen die 
Berufsbildungsreife bereits nach 
Jahrgangsstufe 9 erworben werden kann,
8. die Voraussetzungen zum Erwerb der 
erweiterten Berufsbildungsreife,
9. die Voraussetzungen zum Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses,
10. die erforderlichen Qualifikationen zur 
Berechtigung zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe.


3. die Voraussetzungen und die 
Organisation von 
jahrgangsstufenübergreifendem Unterricht,
4. die Voraussetzungen und die 
Durchführung von bilingualem Unterricht,
5. die Anforderungen und das Verfahren für 
die nach § 22 Absatz 5 Satz 3 zu treffende 
Entscheidung,
6. die organisatorische und curriculare 
Ausgestaltung der Jahrgangsstufen 7 bis 10 
unter besonderer Berücksichtigung des 
Produktiven Lernens und anderer Formen 
des Dualen Lernens,
7. die Voraussetzungen zum Erwerb der 
Berufsbildungsreife einschließlich der 
Voraussetzungen, unter denen die 
Berufsbildungsreife bereits nach 
Jahrgangsstufe 9 erworben werden kann,
8. die Voraussetzungen zum Erwerb der 
erweiterten Berufsbildungsreife,
9. die Voraussetzungen zum Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses,
10. die erforderlichen Qualifikationen zur 
Berechtigung zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe,
11. die erforderlichen Qualifikationen zur 
Berechtigung von Schülerinnen und 
Schülern der Jahrgangsstufe 10 an der 
Integrierten Sekundarschule zum direkten 
Übergang in die Qualifikationsphase der 
gymnasialen Oberstufe.


§ 28 Gymnasiale Oberstufe § 28 Gymnasiale Oberstufe


(1) unverändert


(2) Die gymnasiale Oberstufe besteht aus 
einer zweijährigen Qualifikationsphase, die 
durch die Kombination von Grund- und 
Leistungskursen im Pflicht-, Wahlpflicht- und 
Wahlbereich eine gemeinsame 
Grundbildung und individuelle Vertiefung in 
Schwerpunktbereichen ermöglicht 
(zweijährige Form).


(2) Die gymnasiale Oberstufe besteht aus 
einer einjährigen Einführungsphase und 
einer zweijährigen Qualifikationsphase. Die 
Qualifikationsphase ermöglicht durch die 
Kombination von Grund- und 
Leistungskursen im Pflicht-, Wahlpflicht- und 
Wahlbereich eine gemeinsame 
Grundbildung und individuelle Vertiefung in 
Schwerpunktbereichen.


(3) Abweichend von Absatz 2 gliedert sich 
die gymnasiale Oberstufe an Integrierten 
Sekundarschulen und beruflichen 
Gymnasien in eine einjährige 
Einführungsphase und die sich 
anschließende zweijährige 
Qualifikationsphase (dreijährige Form). An 
Integrierten Sekundarschulen kann die 
gymnasiale Oberstufe auch in der 
zweijährigen Form angeboten werden.


(3) Am Gymnasium übernimmt die 
Jahrgangsstufe 10 die Doppelfunktion als 
letzter Jahrgang der Sekundarstufe I und als 
erster Jahrgang der gymnasialen Oberstufe 
(Einführungsphase); die Jahrgangsstufen 11 
und 12 bilden die Qualifikationsphase. An 
der Integrierten Sekundarschule und den 
beruflichen Gymnasien gliedert sich die 
gymnasiale Oberstufe in die 
Einführungsphase in der Jahrgangsstufe 11 
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sowie in die Qualifikationsphase in den 
Jahrgangsstufen 12 und 13. An der 
Integrierten Sekundarschule kann die 
gymnasiale Oberstufe auch in zwei Jahren 
durchlaufen werden. 


Absätze 4-6 unverändert


§ 39
Nähere Ausgestaltung der 


sonderpädagogischen Förderung


§ 39
Nähere Ausgestaltung der 


sonderpädagogischen Förderung


Die  für  das  Schulwesen  zuständige 
Senatsverwaltung  wird  ermächtigt,  das 
Nähere  über  die  sonderpädagogische 
Förderung  durch  Rechtsverordnung  zu 
regeln, insbesondere
1.  die  Ausgestaltung  der 


sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte  einschließlich  der 
spezifischen Bildungsangebote,


2.  das  Verfahren  zur  Feststellung  des 
sonderpädagogischen  Förderbedarfs 
einschließlich der Anforderungen an das 
sonderpädagogische Gutachten,


3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben 
und  Empfehlungskriterien  von 
Ausschüssen,


4.  die  Organisationsformen 
sonderpädagogischer Förderung und die 
schulergänzenden Maßnahmen sowie die 
besonderen  Organisationsformen für  die 
sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte  "emotional-soziale 
Entwicklung",  "Autistische  Behinderung" 
und  Unterricht  für  kranke  Schülerinnen 
und Schüler,


5.  die  Abweichungen von  den Regelungen 
der allgemeinen Schule im gemeinsamen 
Unterricht,


6.  die  Aufgaben  der  Schulen  mit 
sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt,  der 
sonderpädagogischen  Einrichtungen 
sowie  der  Berufsschulen  mit 
sonderpädagogischen  Aufgaben 
einschließlich  der  abweichenden 
Regelungen zu der allgemeinen Schule,


7. das Verfahren für den Übergang von der 
Schule  mit  sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt  in  die  allgemeine 
Schule,


8. die Voraussetzungen für den Erwerb des 
berufsorientierenden  Schulabschlusses 
und  für  die  Gleichwertigkeit  mit  der 


Die  für  das  Schulwesen  zuständige 
Senatsverwaltung  wird  ermächtigt,  das 
Nähere  über  die  sonderpädagogische 
Förderung  durch  Rechtsverordnung  zu 
regeln, insbesondere
1.  die  Ausgestaltung  der 


sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte  einschließlich  der 
spezifischen Bildungsangebote,


2.  das  Verfahren  zur  Feststellung  des 
sonderpädagogischen  Förderbedarfs 
einschließlich  der  Anforderungen  an  das 
sonderpädagogische Gutachten,


3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben 
und  Empfehlungskriterien  von 
Ausschüssen,


4.  die  Organisationsformen 
sonderpädagogischer  Förderung  und  die 
schulergänzenden Maßnahmen sowie die 
besonderen  Organisationsformen  für  die 
sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte  "emotional-soziale 
Entwicklung",  "Autistische  Behinderung" 
und  Unterricht  für  kranke  Schülerinnen 
und Schüler,


5.  die  Abweichungen  von den  Regelungen 
der allgemeinen Schule im gemeinsamen 
Unterricht,


6.  die  Aufgaben  der  Schulen  mit 
sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt,  der 
sonderpädagogischen  Einrichtungen 
sowie  der  Berufsschulen  mit 
sonderpädagogischen  Aufgaben 
einschließlich  der  abweichenden 
Regelungen zu der allgemeinen Schule,


7. das Verfahren für den Übergang von der 
Schule  mit  sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt  in  die  allgemeine 
Schule,


8. die Voraussetzungen für den Erwerb des 
berufsorientierenden  Schulabschlusses 
und  für  die  Gleichwertigkeit  mit  der 
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Berufsbildungsreife,
9.  die  Schülerbeförderung  und  die 


Schulwegbegleitung.


Berufsbildungsreife,
9.  die  Schülerbeförderung  und  die 


Schulwegbegleitung,
10. Das Verfahren und die Kriterien für die 


Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem  Förderbedarf  bei 
Überschreitung der für den gemeinsamen 
Unterricht  festgelegten 
Aufnahmekapazität;  hierbei  sind 
insbesondere die Übereinstimmungen der 
Fördermöglichkeiten  der  Schule  mit  dem 
entsprechenden  festgestellten 
sonderpädagogischen  Förderbedarf  und 
weiteren Voraussetzungen (z.B. Neigung, 
angestrebtes  Bildungsziel)  und 
Lebensbedingungen  der  Schülerin  oder 
des  Schülers  zu  berücksichtigen;  die 
Auswahl trifft die Schulaufsichtsbehörde. 


§ 42 
Beginn und Dauer der allgemeinen 


Schulpflicht


§ 42
Beginn und Dauer der allgemeinen 


Schulpflicht


(1) Mit Beginn eines Schuljahres (1. August) 
werden alle Kinder schulpflichtig, die das 
sechste Lebensjahr vollendet haben oder bis 
zum folgenden 31. Dezember vollenden 
werden.


(1) Die Schulpflicht beginnt für Kinder, die bis 
zum 30. September das sechste Lebensjahr 
vollendet haben, am 1. August (Beginn des 
Schuljahres) desselben Kalenderjahres.


(2) Auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
werden Kinder, die in der Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März des folgenden Kalenderjahres 
das sechste Lebensjahr vollenden werden, 
zu Beginn des Schuljahres in die Schule 
aufgenommen, wenn kein 
Sprachförderbedarf besteht. Mit der 
Aufnahme in die Schule beginnt die 
Schulpflicht.


(2) Auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
werden Kinder, die in der Zeit vom 1. 
Oktober des Kalenderjahres bis 31. März 
des folgenden Kalenderjahres das sechste 
Lebensjahr vollenden werden, zu Beginn 
des Schuljahres in die Schule 
aufgenommen, wenn kein 
Sprachförderbedarf besteht. Mit der 
Aufnahme in die Schule beginnt die 
Schulpflicht. 


(3) Abweichend von Absatz 1 können 
schulpflichtige Kinder auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten von der 
Schulbesuchspflicht um ein Jahr 
zurückgestellt werden, wenn der 
Entwicklungsstand des Kindes eine bessere 
Förderung in einer Einrichtung der 
Jugendhilfe erwarten lässt. Eine 
Rückstellung kann nur dann erfolgen, wenn 
eine angemessene Förderung des Kindes in 
einer Einrichtung der Jugendhilfe erfolgt. Der 
Antrag der Erziehungsberechtigten ist zu 
begründen und soll mit einer schriftlichen 
Stellungnahme der von ihrem Kind zuletzt 
besuchten Einrichtung der Jugendhilfe oder 


(3) Abweichend von Absatz 1 können schul-
pflichtige Kinder auf Antrag der Erziehungs-
berechtigten von der Schulbesuchspflicht 
einmalig um ein Jahr zurückgestellt werden,
wenn der Entwicklungsstand des Kindes 
eine bessere Förderung in einer Einrichtung 
der Jugendhilfe erwarten lässt. Eine 
Rückstellung kann nur dann erfolgen, wenn 
eine angemessene Förderung des Kindes in 
einer Einrichtung der Jugendhilfe erfolgt. Der 
Antrag der Erziehungsberechtigten ist zu 
begründen und soll mit einer schriftlichen 
Stellungnahme der von ihrem Kind zuletzt 
besuchten Einrichtung der Jugendhilfe oder 
Kindertagespflegestelle eingereicht werden. 
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Kindertagespflegestelle eingereicht werden. 
Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet auf 
der Grundlage gutachterlicher 
Stellungnahmen des zuständigen 
Schularztes oder des schulpsychologischen 
Dienstes. Eine Rückstellung nach dem 
Beginn des Schulbesuchs ist 
ausgeschlossen.


Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet auf 
der Grundlage gutachterlicher 
Stellungnahmen des zuständigen 
Schularztes oder des schulpsychologischen 
Dienstes. Eine Rückstellung nach dem 
Beginn des Schulbesuchs ist 
ausgeschlossen.


Absatz 4 unverändert


§ 55
Sprachstandsfeststellung und 


Sprachförderung


§ 55
Sprachstandsfeststellung und Sprach-


förderung


(1) Kinder, die im übernächsten Schuljahr 
regelmäßig schulpflichtig werden, sind 
verpflichtet, an einem standardisierten 
Sprachstandsfeststellungsverfahren 
teilzunehmen. Für die Kinder, die bereits 
eine nach § 23 des 
Kindertagesförderungsgesetzes vom 23. 
Juni 2005 (GVBl. S. 322), das zuletzt durch 
Artikel II des Gesetzes vom 13. Juli 2011 
(GVBl. S. 344) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung öffentlich 
finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe 
oder eine öffentlich finanzierte 
Tagespflegestelle besuchen, wird das 
Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 
31. Mai in der besuchten Tageseinrichtung 
oder Tagespflegestelle durchgeführt. Für die 
übrigen Kinder findet das 
Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 
15. Januar in zuvor von der 
Schulaufsichtsbehörde benannten 
Einrichtungen der Jugendhilfe statt.


(1) Kinder, die im übernächsten Schuljahr 
regelmäßig schulpflichtig werden, sind 
verpflichtet, an einem standardisierten 
Sprachstandsfeststellungsverfahren 
teilzunehmen. Für die Kinder, die bereits 
eine nach § 23 des 
Kindertagesförderungsgesetzes vom 23. 
Juni 2005 (GVBl. S. 322), das zuletzt durch 
Artikel II des Gesetzes vom 13. Juli 2011 
(GVBl. S. 344) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung öffentlich 
finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe 
oder eine öffentlich finanzierte 
Tagespflegestelle besuchen, wird das 
Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 
31. Mai in der besuchten Tageseinrichtung 
oder Tagespflegestelle durchgeführt. Für die 
übrigen Kinder findet das 
Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 
15. Januar in zuvor von der 
Schulaufsichtsbehörde benannten 
Tageseinrichtungen der Jugendhilfe statt.


(2) Kinder, bei denen festgestellt wird, dass 
sie nicht über hinreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache für eine erfolgreiche 
Teilnahme am Schulunterricht verfügen, 
erhalten eine vorschulische 
Sprachförderung. Für Kinder, die bereits 
eine nach § 23 des 
Kindertagesförderungsgesetzes öffentlich 
finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe 
oder eine öffentlich finanzierte 
Tagespflegestelle besuchen, findet die 
Sprachförderung im Rahmen des Besuchs 
der Tageseinrichtung oder der 
Tagespflegestelle statt (§ 5a des 
Kindertagesförderungsgesetzes). Die 
übrigen Kinder mit festgestelltem 
Sprachförderbedarf werden von der 
zuständigen Schulbehörde für die Dauer der 


(2) Kinder, bei denen festgestellt wird, dass 
sie nicht über hinreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache für eine erfolgreiche 
Teilnahme am Schulunterricht verfügen, 
erhalten eine vorschulische 
Sprachförderung. Für Kinder, die bereits 
eine nach § 23 des 
Kindertagesförderungsgesetzes öffentlich 
finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe 
oder eine öffentlich finanzierte 
Tagespflegestelle besuchen, findet die 
Sprachförderung im Rahmen des Besuchs 
der Tageseinrichtung oder der 
Tagespflegestelle statt (§ 5a des 
Kindertagesförderungsgesetzes). Die 
übrigen Kinder mit festgestelltem 
Sprachförderbedarf werden von der 
zuständigen Schulbehörde für die Dauer der 
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letzten 18 Monate vor Beginn der 
regelmäßigen Schulpflicht zur Teilnahme an 
einer vorschulischen Sprachförderung im 
Umfang von täglich fünf Stunden regelmäßig 
an fünf Tagen in der Woche verpflichtet.


letzten 18 Monate vor Beginn der 
regelmäßigen Schulpflicht zur Teilnahme an 
einer vorschulischen Sprachförderung im 
Umfang von täglich fünf Stunden regelmäßig 
an fünf Tagen in der Woche verpflichtet. 
Diese vorschulische Sprachförderung wird 
im Auftrag der Schule und unter schulischer 
Aufsicht in Tageseinrichtungen der 
Jugendhilfe durchgeführt.


Absätze 3 und 4 unverändert


(5) Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der 
für Jugend zuständigen Senatsverwaltung 
den konkreten Termin der jährlichen 
Sprachstandsfeststellung festzulegen. Die 
für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ferner ermächtigt, im 
Benehmen mit der für Jugend zuständigen 
Senatsverwaltung, das Nähere über die 
Feststellung des Sprachstands und die 
vorschulischen Sprachfördermaßnahmen 
durch Rechtsverordnung zu regeln, 
insbesondere das Verfahren der 
Sprachstandsfeststellung, Ausnahmen von 
der Verpflichtung zur Teilnahme an der 
Sprachstandsfeststellung und 
Sprachförderung, Ort und Umfang der 
Sprachförderung, die personelle 
Ausstattung, die Auswahl der Träger der 
Einrichtungen im Sinne von Absatz 1 Satz 3 
und deren Finanzierung.


(5) Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der 
für Jugend zuständigen Senatsverwaltung 
für die Kinder, die nicht bereits eine 
Förderung in einer Tageseinrichtung der 
Jugendhilfe oder eine Tagespflegestelle im 
Sinne von Absatz 1 erhalten, den konkreten 
Termin der jährlichen 
Sprachstandsfeststellung festzulegen. Die 
für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ferner ermächtigt, im 
Benehmen mit der für Jugend zuständigen 
Senatsverwaltung für die Kinder, die nicht 
bereits eine Förderung in einer 
Tageseinrichtung der Jugendhilfe oder 
Tagespflegestelle im Sinne von Absatz 1 
erhalten, das Nähere über die Feststellung 
des Sprachstands und die vorschulischen 
Sprachfördermaßnahmen durch 
Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 
das Verfahren der Sprachstandsfeststellung, 
Ausnahmen von der Verpflichtung zur 
Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung 
und Sprachförderung, Ort und Umfang der 
Sprachförderung, die personelle 
Ausstattung, die Auswahl der Träger der 
Einrichtungen im Sinne von Absatz 1 Satz 3 
und deren Finanzierung.


§ 64
Datenverarbeitung und Auskunftsrechte


§ 64
Datenverarbeitung und Auskunftsrechte


Absätze 1-3 unverändert


(4) Soweit dies zur Erfüllung der in § 55 Abs. 
1 und 2 geregelten Aufgaben erforderlich ist, 
gelten die Absätze 1, 2 Satz 1 und 2 sowie 
Absatz  3  entsprechend  für 
personenbezogene Daten derjenigen Kinder, 
die  im  jeweils  übernächsten  Kalenderjahr 
regelmäßig schulpflichtig  werden,  sowie für 
personenbezogene  Daten  ihrer 


(4) Soweit dies zur Erfüllung der in § 55 Abs. 
1 und 2 geregelten Aufgaben erforderlich ist, 
gelten die Absätze 1, 2 Satz 1 und 2 sowie 
Absatz  3  entsprechend  für 
personenbezogene Daten derjenigen Kinder, 
die  im  jeweils  übernächsten  Kalenderjahr 
regelmäßig schulpflichtig  werden,  sowie für 
personenbezogene  Daten  ihrer 
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Erziehungsberechtigten.  Zur  Ermittlung  des 
betroffenen  Personenkreises  in  den  Fällen 
des § 55 Abs. 1 Satz  2  darf die zuständige 
Schulbehörde auch Name und Anschrift der 
Kinder  und  deren  Erziehungsberechtigten 
sowie das Geburtsdatum der Kinder an die 
für  das IT-Verfahren nach den §§ 8 und 9 
der  Kindertagesförderungsverordnung  vom 
4.  November  2005  (GVBl.  S.  700),  die 
zuletzt  durch  Artikel  III  des  Gesetzes  vom 
19.  März  2008  (GVBl.  S.  78)  geändert 
worden ist, zuständige Behörde übermitteln; 
diese  stellt  nach  dem  aktuellen 
Meldebestand  fest,  welche  Kinder  nicht 
betreut  werden  und  übermittelt  Name  und 
Anschrift  dieser  Kinder  und  deren 
Erziehungsberechtigten  sowie  das 
Geburtsdatum  dieser  Kinder  an  die 
zuständige  Schulbehörde.  Nach  dem 
turnusmäßigen  Datenabgleich  sind  die 
Daten bei der in Satz 2 genannten für das 
IT-Verfahren  zuständigen  Behörde  zu 
löschen. Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung  wird  ermächtigt,  im 
Einvernehmen  mit  der  für  Jugend 
zuständigen  Senatsverwaltung  das  Nähere 
der  für  die  Zwecke  der  vorschulischen 
Sprachförderung  erforderlichen 
Datenverarbeitung,  insbesondere  Art, 
Umfang,  Verfahren,  Empfänger  und  Zweck 
der  Datenverarbeitung,  durch 
Rechtsverordnung zu regeln.


Erziehungsberechtigten.  Zur  Ermittlung des 
betroffenen Personen-kreises in  den Fällen 
des § 55 Absatz 1 Satz 1 darf die zuständige 
Schulbehörde auch Name und Anschrift der 
Kinder  und  deren  Er-ziehungsberechtigten 
sowie das Geburtsdatum der Kinder an die 
für  das IT-Verfahren nach den §§ 8 und 9 
der  Kindertagesförderungsverordnung  vom 
4.  November  2005  (GVBl.  S.  700),  die 
zuletzt  durch  Artikel  III  des  Gesetzes  vom 
19.  März  2008  (GVBl.  S.  78)  geändert 
worden ist, zuständige Behörde übermitteln; 
diese  stellt  nach  dem  aktuellen 
Meldebestand  fest,  welche  Kinder  nicht 
betreut  werden  und  übermittelt  Name  und 
Anschrift  dieser  Kinder  und  deren 
Erziehungsberechtigten  sowie  das 
Geburtsdatum  dieser  Kinder  an  die 
zuständige  Schulbehörde.  Nach  dem 
turnusmäßigen  Datenabgleich  sind  die 
Daten bei der in Satz 2 genannten für das 
IT-Verfahren  zuständigen  Behörde  zu 
löschen. Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung  wird  ermächtigt,  im 
Einvernehmen  mit  der  für  Jugend 
zuständigen  Senatsverwaltung  das  Nähere 
der  für  die  Zwecke  der  vorschulischen 
Sprachförderung  erforderlichen 
Datenverarbeitung,  ins-besondere  Art, 
Umfang,  Verfahren,  Empfänger  und  Zweck 
der  Datenverarbeitung,  durch 
Rechtsverordnung zu regeln.


Absätze 5-9 unverändert


§ 65
Evaluation, wissenschaftliche 


Untersuchungen in Schulen, statistische 
Erhebungen


§ 65
Evaluation, wissenschaftliche 


Untersuchungen in Schulen, statistische 
Erhebungen


Absätze 1-3 unverändert


(4) Die Schulen sind verpflichtet, der 
zuständigen Schulbehörden und der 
Schulaufsichtsbehörde für statistische 
Zwecke Einzelangaben der Schülerinnen 
und Schüler zu übermitteln. Der Name, der 
Tag der Geburt und die genaue Adresse der 
Schülerin oder des Schülers dürfen nicht 
übermittelt werden.


(4) Die Schulen sind verpflichtet, der 
zuständigen Schulbehörde und der 
Schulaufsichtsbehörde für statistische 
Zwecke Einzelangaben der Schülerinnen 
und Schüler und des an der Schule tätigen 
Personals zu übermitteln. Der Name, der 
genaue Tag der Geburt und die genaue 
Adresse der Schülerin oder des Schülers 
und des Personals dürfen nicht übermittelt 
werden.


(5) unverändert
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§ 76
Entscheidungs- und Anhörungsrechte


§ 76
Entscheidungs- und Anhörungsrechte


(1)  Die  Schulkonferenz  entscheidet  im 
Rahmen  der  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  mit  einer  Mehrheit 
von  zwei  Dritteln  der  stimmberechtigten 
Mitglieder über
1.  die  Grundsätze  der  Verteilung  und 
Verwendung  der  der  Schule  zur  eigenen 
Bewirtschaftung  zugewiesenen  Personal- 
und Sachmittel (§ 7 Absatz 3, 5 und 6),
2.  das  Schulprogramm  und  sich  daraus 
ergebende Grundsätze für die Organisation 
von Schule und Unterricht (§ 8),
3. die Aufnahmekriterien und das Verfahren 
für  die Aufnahme bei  Übernachfrage (§ 56 
Absatz  6)  auf  Vorschlag  der  Schulleiterin 
oder des Schulleiters,
4. die Grundsätze des Dualen Lernens,
5. das Evaluationsprogramm der Schule (§ 9 
Abs. 2),
6.  die  Unterrichtung  in  Unterrichtsfächern 
oder als Lernbereich (§ 12 Abs. 3),
7.  die  Organisation  besonderer  Bildungs- 
und  Erziehungsaufgaben  als 
Aufgabengebiete (§ 12 Abs. 4),
8. die Abweichungen von der Stundentafel (§ 
14 Abs. 4),
9. die Stellung eines Antrages auf Teilnahme 
an der Pilotphase der Gemeinschaftsschule 
(§ 17a),
10.  einen  Vorschlag für  die  Bestellung  der 
Schulleiterin  oder  des  Schulleiters  (§  72 
Absatz 4 Satz 1),  der ständigen Vertreterin 
oder  des  ständigen  Vertreters  der 
Schulleiterin  oder  des  Schulleiters  und der 
Abteilungsleiterinnen  oder  Abteilungsleiter 
an Oberstufenzentren (§ 73 Absatz 1),
11.  Grundsätze  über  den  Umfang  und  die 
Verteilung der Hausaufgaben,
12.  die  Auswahl  der  freien Träger  im 
Rahmen  der  ergänzenden  Förderung  und 
Betreuung  (§  19  Absatz  6) sowie  die 
Grundsätze über weitere Kooperationen mit 
anderen  Schulen  und  außerschulischen 
Partnern,


(1)  Die  Schulkonferenz  entscheidet  im 
Rahmen  der  Rechts-  und 
Verwaltungsvorschriften  mit  einer  Mehrheit 
von  zwei  Dritteln  der  stimmberechtigten 
Mitglieder über
1.  die  Grundsätze  der  Verteilung  und 
Verwendung  der  der  Schule  zur  eigenen 
Bewirtschaftung  zugewiesenen  Personal- 
und Sachmittel (§ 7 Absatz 3, 5 und 6),
2. das Schulprogramm und sich daraus er-
gebende  Grundsätze  für  die  Organisation 
von Schule und Unterricht (§ 8),
3. die Aufnahmekriterien und das Verfahren 
für  die Aufnahme bei  Übernachfrage (§ 56 
Absatz  6)  auf  Vorschlag  der  Schulleiterin 
oder des Schulleiters,
4. die Grundsätze des Dualen Lernens,
5. das Evaluationsprogramm der Schule (§ 9 
Abs. 2),
6.  die  Unterrichtung  in  Unterrichtsfächern 
oder als Lernbereich (§ 12 Abs. 3),
7.  die  Organisation  besonderer  Bildungs- 
und  Erziehungsaufgaben  als 
Aufgabengebiete (§ 12 Abs. 4),
8. die Abweichungen von der Stundentafel (§ 
14 Abs. 4),
9. die Stellung eines Antrages auf Teilnahme 
an der Pilotphase der Gemeinschaftsschule 
(§ 17a),
10.  einen  Vorschlag  für  die  Bestellung  der 
Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 72 Ab-
satz 4 Satz 1), der ständigen Vertreterin oder 
des  ständigen  Vertreters  der  Schulleiterin 
oder  des  Schulleiters  und  der 
Abteilungsleiterinnen  oder  Abteilungsleiter 
an Oberstufenzentren (§ 73 Absatz 1),
11.  Grundsätze  über  den  Umfang  und  die 
Verteilung der Hausaufgaben,
12. Im Rahmen der ergänzenden Förderung 
und Betreuung (§ 19 Absatz 6) einschließlich 
der  außerunterrichtlichen  Förderung  und 
Betreuung  die  Stellung  eines  Antrags  auf 
Wechsel  zu  einem  Träger  der  freien 
Jugendhilfe  oder  auf  Wechsel  des  Trägers 
der freien Jugendhilfe und, soweit der Antrag 
von  der  Schulaufsichtsbehörde  im 
Einvernehmen  mit  dem  Schulträger 
genehmigt ist,  die Auswahl des Trägers der 
freien  Jugendhilfe;  im  Rahmen  der 
ergänzenden  Förderung  und  Betreuung  (§ 
19  Absatz  6)  einschließlich  der 
außerunterrichtlichen  Förderung  und 
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13.  die  Stellung  eines  Antrags  auf 
Umwandlung  eines  Gymnasiums  in  eine 
Integrierte Sekundarschule,
14. die Erweiterung der Schulanfangsphase 
um die Jahrgangsstufe 3 (§ 20 Absatz 1) und


Im  Einvernehmen  mit  der  zuständigen 
Schulbehörde
15. die Dauer der Schulwoche (§ 53 Abs. 2) 
sowie
16. die Namensgebung für die Schule.


Betreuung  die  Stellung  eines  Antrags  auf 
Wechsel  von  einem  Träger  der  freien 
Jugendhilfe  zu  öffentlichem  Personal; die 
Grundsätze über weitere Kooperationen mit 
anderen  Schulen  und  außerschulischen 
Partnern,
13.  die  Stellung  eines  Antrags  auf 
Umwandlung  eines  Gymnasiums  in  eine 
Integrierte Sekundarschule,
14. die Erweiterung der Schulanfangsphase 
um die Jahrgangsstufe 3 (§ 20 Absatz 1) und


Im  Einvernehmen  mit  der  zuständigen 
Schulbehörde
15. die Dauer der Schulwoche (§ 53 Abs. 2) 
sowie
16. die Namensgebung für die Schule.


Absätze 2 und 3 unverändert


§ 105
Schulaufsicht


§ 105
Schulaufsicht


Absatz 1-4 unverändert


(5) Die Schulaufsichtsbehörde verwaltet als 
zuständige Schulbehörde die äußeren 
Schulangelegenheiten der beruflichen 
Schulen, der Staatlichen Technikerschule, 
der Staatlichen Ballettschule und Schule für 
Artistik, der Schulfarm Insel Scharfenberg, 
des Musikgymnasiums Carl Philipp Emanuel 
Bach, des Abendgymnasiums Prenzlauer 
Berg, der Eliteschulen des Sports und der 
Nelson-Mandela-Schule (zentral verwaltete 
Schulen). Die Bestimmungen des § 109 Abs. 
1 Satz 2 und Abs. 2 und 3 gelten 
sinngemäß.


(5) Die Schulaufsichtsbehörde verwaltet als 
zuständige Schulbehörde die äußeren 
Schulangelegenheiten der beruflichen 
Schulen, der Staatlichen Technikerschule, 
der Staatlichen Ballettschule und Schule für 
Artistik, der Schulfarm Insel Scharfenberg, 
des Musikgymnasiums Carl Philipp Emanuel 
Bach, des Abendgymnasiums Prenzlauer 
Berg, der Eliteschulen des Sports und der 
Staatlichen Internationalen Schulen (zentral 
verwaltete Schulen). Die Bestimmungen des 
§ 109 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 und 3 gelten 
sinngemäß.


§ 126
Ordnungswidrigkeiten


§ 126
Ordnungswidrigkeiten


Absatz 1-3 unverändert


(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 1 und 5 und Absatz 2 das 
Bezirksamt oder die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung jeweils für die 
von ihnen verwalteten Schulen, für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 4 die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung.


(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 1 und Absatz 2 das Bezirksamt 
oder die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung jeweils für die von ihnen 
verwalteten Schulen, für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 5 das Bezirksamt, für 
Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
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Nummer 2 bis 4 die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung.


§ 129
Übergangsregelungen


§ 129
Übergangsregelungen


Absatz 1 unverändert


(2) Für Schülerinnen und Schüler, die sich 
bis zum Beginn des Schuljahres 2010/2011 
(einschließlich) in den Jahrgangsstufen 12 
oder 13 der gymnasialen Oberstufe 
befinden, finden anstelle der Bestimmungen 
über die zweijährige Form der gymnasialen 
Oberstufe § 32 Absatz 4 bis 6 und § 33 
Absatz 1 des Schulgesetzes für Berlin in der 
bis zum Inkrafttreten des Schulgesetzes vom 
26. Januar 2004 (GVBl. S. 26) geltenden 
Fassung mit der Maßgabe Anwendung, dass 
sich die Aufnahme in die gymnasiale 
Oberstufe nach § 28 Absatz 4 Nummer 1 
und 2 sowie Absatz 5 Satz 1 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) geltenden Fassung 
richtet. Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitere 
Übergangsregelungen zu treffen, 
insbesondere zum Rücktritt in den folgenden 
Schülerjahrgang.


(3) Im Schuljahr 2010/2011 können 
letztmalig 7. Klassen der Hauptschulen, 
Realschulen, verbundenen Haupt- und 
Realschulen und Gesamtschulen 
eingerichtet werden, sofern die Schulen 
dieser Schularten nicht bereits in Integrierte 
Sekundarschulen umgewandelt oder 
zusammengelegt wurden.


(4) Hauptschulen, Realschulen, verbundene 
Haupt- und Realschulen und 
Gesamtschulen, die nicht zu einer 
Integrierten Sekundarschule werden, sind 
spätestens zum Ende des Schuljahres 
2010/2011 aufzuheben.


(5) Schülerinnen und Schüler, die sich zum 
Zeitpunkt der Änderung der Schulart ihrer 
Schule in eine Integrierte Sekundarschule in 
den Jahrgangsstufen 8 bis 10 befinden oder 
die im Schuljahr 2010/2011 eine Haupt-, 
Real-, verbundene Haupt- und Realschule, 
eine Gesamtschule oder ein Gymnasium 
besuchen, setzen ihren Schulbesuch in der 


(2) Schülerinnen und Schüler, die sich zum 
Zeitpunkt der Änderung der Schulart ihrer 
Schule in eine Integrierte Sekundarschule in 
den Jahrgangsstufen 8 bis 10 befinden oder 
die im Schuljahr 2010/2011 eine Haupt-, 
Real-, verbundene Haupt- und Realschule, 
eine Gesamtschule oder ein Gymnasium 
besuchen, setzen ihren Schulbesuch in der 
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Sekundarstufe I nach den bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) für die besuchte Schulart 
geltenden Bestimmungen fort; dies gilt auch 
für den Erwerb von Abschlüssen und die 
Berechtigung zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe. Sofern für 
Schülerinnen und Schüler gemäß Satz 1 
nach Wiederholung keine Jahrgangsstufe 
der bisher besuchten Schulart folgt, werden 
sie einer Klasse der Integrierten 
Sekundarschule zugewiesen; die Möglichkeit 
eines Schulartwechsels bleibt unberührt. Die 
für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitere 
Übergangsregelungen zu treffen, 
insbesondere zu den Besonderheiten in 
Fällen des Satzes 2.


Sekundarstufe I nach den bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) für die besuchte Schulart 
geltenden Bestimmungen fort; dies gilt auch 
für den Erwerb von Abschlüssen und die 
Berechtigung zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe. Sofern für 
Schülerinnen und Schüler gemäß Satz 1 
nach Wiederholung keine Jahrgangsstufe 
der bisher besuchten Schulart folgt, werden 
sie einer Klasse der Integrierten 
Sekundarschule zugewiesen; die Möglichkeit 
eines Schulartwechsels bleibt unberührt. Die 
für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitere 
Übergangsregelungen zu treffen, 
insbesondere zu den Besonderheiten in 
Fällen des Satzes 2.


(6) Im Schuljahr 2010/2011 gilt § 17 in der 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. 
Januar 2010 (GVBl. S. 14) geltenden 
Fassung mit der Maßgabe, dass zu den in 
Absatz 3 Nummer 2 genannten Schularten 
die Integrierte Sekundarschule hinzutritt.


(7) Bei der Aufnahme zum Schuljahr 
2010/2011 gilt § 56 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) geltenden Fassung mit 
Ausnahme des Absatzes 5 Satz 2 sowie mit 
der Maßgabe, dass für Integrierte 
Sekundarschulen die für die Gesamtschule 
geltenden Bestimmungen Anwendung 
finden. § 56 Absatz 9 Satz 2 bleibt 
unberührt. Soweit in Schulen aufgenommen 
werden soll, deren Errichtung zum Zeitpunkt 
der Aufnahmeentscheidung noch nicht 
erfolgt ist, entscheidet abweichend von § 54 
Absatz 1 die zuständige Schulbehörde. Die 
Wahl einer Schulart, die durch dieses 
Gesetz mit Wirkung vom 1. August 2011 
nicht mehr eingerichtet werden darf, ist für 
das Schuljahr 2010/2011 begrenzt auf die 
vorhandenen Kapazitäten. Entsprechendes 
gilt im Falle einer Zuweisung.


(8) Bis zum Schuljahr 2012/2013 
(einschließlich) werden an beruflichen 
Schulen die Abschlüsse der Sekundarstufe I 
nach den bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 14) 
geltenden Vorschriften vergeben. Für die 
Aufnahme in die beruflichen Schulen und die 
Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs tritt 
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der Hauptschulabschluss an die Stelle der 
Berufsbildungsreife und der erweiterte 
Hauptschulabschluss an die Stelle der 
erweiterten Berufsbildungsreife.


(9) Für Ersatzschulen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) als weiterführende 
allgemein bildende Ersatzschulen gemäß §§ 
98, 100 genehmigt oder anerkannt sind und 
die in Integrierte Sekundarschulen 
umgewandelt werden, gelten die 
Genehmigung oder Anerkennung fort. Sie 
erhalten bei Fortbestehen der 
Voraussetzungen die Zuschüsse nach § 101 
Absatz 2. Die Erfüllung der Anforderungen 
des § 98 Absatz 3 an eine Integrierte 
Sekundarschule in freier Trägerschaft ist 
innerhalb eines Jahres nach Beginn der 
Umwandlung nachzuweisen.


(3) Für Ersatzschulen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 14) als weiterführende all-
gemein bildende Ersatzschulen gemäß §§ 
98, 100 genehmigt oder anerkannt sind und 
die in Integrierte Sekundarschulen 
umgewandelt werden, gelten die 
Genehmigung oder Anerkennung fort. Sie 
erhalten bei Fortbestehen der 
Voraussetzungen die Zuschüsse nach § 101 
Absatz 2. Die Erfüllung der Anforderungen 
des § 98 Absatz 3 an eine Integrierte 
Sekundarschule in freier Trägerschaft ist 
innerhalb eines Jahres nach Beginn der 
Umwandlung nachzuweisen.


(10) Für Schülerinnen und Schüler nach § 
19 Absatz 6 Satz 1, die sich im Schuljahr 
2012/2013 in der Jahrgangsstufe 6 befinden, 
ist anstelle des § 19 Absatz 6 und 7 dieses 
Gesetzes der § 19 Absatz 6 und 7 des 
Schulgesetzes in der bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Ganztagsbetreuung für die 
Jahrgangsstufen 5 und 6 und für 
Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen vom 19. Juni 2012 (GVBl. S. 
166) geltenden Fassung anzuwenden.


(11) Schulträgern von beruflichen 
Ersatzschulen, denen bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens von Artikel 1 Nummer 28 des 
Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes 
und weiterer Gesetze vom 26. März 2014 
(GVBl. S. 78) Zuschüsse gemäß § 101 
Absatz 7 Satz 1 bis 3 in der bis zu dem 
genannten Zeitpunkt geltenden Fassung 
bewilligt worden sind, erhalten bei 
Fortbestehen der Voraussetzungen weiterhin 
Zuschüsse auf dieser Rechtsgrundlage. Auf 
Anträge zur Bezuschussung einer 
beruflichen Ersatzschule, die von 
Schulträgern, die im Land Berlin bereits 
einen Zuschuss für eine ohne wesentliche 
Beanstandungen geführte staatlich 
anerkannte Ersatzschule derselben Schulart 
erhalten, bis zu dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt gestellt wurden und 
entscheidungsreif sind, findet § 101 Absatz 7 
Satz 1 bis 3 in der bis zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt geltenden Fassung 
weiter Anwendung mit der Maßgabe, dass 


(4) Schulträgern von beruflichen Ersatz-
schulen, denen bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens von Artikel 1 Nummer 28 des 
Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes 
und weiterer Gesetze vom 26. März 2014 
(GVBl. S. 78) Zuschüsse gemäß § 101 Ab-
satz 7 Satz 1 bis 3 in der bis zu dem 
genannten Zeitpunkt geltenden Fassung 
bewilligt worden sind, erhalten bei 
Fortbestehen der Voraussetzungen weiterhin 
Zuschüsse auf dieser Rechtsgrundlage. Auf 
Anträge zur Bezuschussung einer 
beruflichen Ersatz-schule, die von 
Schulträgern, die im Land Berlin bereits 
einen Zuschuss für eine ohne wesentliche 
Beanstandungen geführte staatlich 
anerkannte Ersatzschule derselben Schulart 
erhalten, bis zu dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt gestellt wurden und 
entscheidungsreif sind, findet § 101 Absatz 7 
Satz 1 bis 3 in der bis zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt geltenden Fassung 
weiter Anwendung mit der Maßgabe, dass 
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diese Ersatzschule, für die die 
Bezuschussung beantragt wird, spätestens 
mit Beginn des Schuljahres 2014/2015 
eröffnet. § 101 Absatz 7 Satz 4 findet auf 
Ersatzschulen eines bewährten Schulträgers 
Anwendung, die nach dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt genehmigt worden 
sind.


diese Ersatzschule, für die die 
Bezuschussung beantragt wird, spätestens 
mit Beginn des Schuljahres 2014/2015 
eröffnet. § 101 Ab-satz 7 Satz 4 findet auf 
Ersatzschulen eines bewährten Schulträgers 
Anwendung, die nach dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt genehmigt worden 
sind.


(12) Bei der Aufnahme zum Schuljahr 
2014/2015 ist § 56 Absatz 3 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes und weiterer Gesetze vom 
26. März 2014 (GVBl. S. 78) geltenden 
Fassung anzuwenden.


(5) Bei der Aufnahme zum Schuljahr 
2014/2015 ist § 56 Absatz 3 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes und weiterer Gesetze vom 
26. März 2014 (GVBl. S. 78) geltenden 
Fassung anzuwenden.


(13) Für Kinder nach § 55 Absatz 1, die im 
Schuljahr 2015/2016 regelmäßig 
schulpflichtig werden, ist § 55 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes und weitere Gesetze vom 26. 
März 2014 (GVBl. S. 78) geltenden Fassung 
anzuwenden.


(6) Für Kinder nach § 55 Absatz 1, die im 
Schuljahr 2015/2016 regelmäßig 
schulpflichtig werden, ist § 55 in der bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Schul-gesetzes und weitere Gesetze vom 
26. März 2014 (GVBl. S. 78) geltenden 
Fassung an-zuwenden.


(7) Für Kinder, die im Schuljahr 2016/2017 
regelmäßig schulpflichtig werden, gilt § 42 
Absatz 3 in der bis zum 14. August 2016 
geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass 
die in Satz 3 geforderte Begründung der 
Erziehungsberechtigten und die 
Stellungnahme der Einrichtung der 
Jugendhilfe oder Kindertagespflegestelle für 
die zwischen dem 1. Oktober und dem 31. 
Dezember 2010 geborenen Kinder entfallen. 
Die Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde nach Satz 4 ergeht 
für diese Kinder allein aufgrund des Antrags 
der Erziehungsberechtigten.


§ 131 Inkrafttreten § 131 Inkrafttreten


(1) unverändert


(2) In die zweijährige Form der gymnasialen 
Oberstufe werden Schülerinnen und Schüler 
erstmals zum Beginn des Schuljahres 
2010/2011 aufgenommen.


(3) Die Integrierte Sekundarschule wird 
spätestens zum Schuljahr 2011/2012 durch 
Neugründung oder durch Zusammenlegung 
oder Umwandlung von Schulen der 
Schularten Hauptschule, Realschule, 
verbundene Haupt- und Realschule, 
Gesamtschule und gegebenenfalls 


(2) Die Integrierte Sekundarschule wird 
spätestens zum Schuljahr 2011/2012 durch 
Neugründung oder durch Zusammenlegung 
oder Umwandlung von Schulen der 
Schularten Hauptschule, Realschule, 
verbundene Haupt- und Realschule, 
Gesamtschule und gegebenenfalls 
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Gymnasium eingerichtet. Gymnasium eingerichtet.


Allgemeines Zuständigkeitsgesetz Allgemeines Zuständigkeitsgesetz


Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 16 Schulen, Volkshochschulen


Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 16 Schulen, Volkshochschulen


(1) Schulaufsicht; Genehmigung von 
Betreuungsangeboten, die von Trägern der 
freien Jugendhilfe im Rahmen der 
ergänzenden Betreuung an Schulen 
erbracht werden; Festsetzung und Verteilung 
der für diese Betreuungsangebote zur 
Verfügung stehenden Mittel auf die Bezirke 
einschließlich der Mittel für die Kosten, die in 
der Zeit der verlässlichen 
Halbtagsgrundschule für 
außerunterrichtliche Betreuung und 
Förderung durch Träger der freien 
Jugendhilfe entstehen; fachliche und 
rechtliche Vorgaben der Erbringung von 
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 
28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, § 
34 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und § 6b des Bundeskindergeldgesetzes im 
Bereich Schule, Bewirtschaftung der für 
ergänzende Lernförderung (im Rahmen der 
Bildungs- und Teilhabeleistungen) 
erforderlichen Mittel für öffentliche Schulen; 
innere Schulangelegenheiten; Befreiung von 
der Schulpflicht; Entscheidung über 
Aufnahme von Schülern in die gymnasiale 
Oberstufe bei Wechsel von anderen 
Schularten, anderen Bundesländern, aus 
dem Ausland oder nach Unterbrechung des 
Schulbesuchs; Entscheidung über die 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
nach § 37 Abs. 3 Satz 4 des Schulgesetzes 
und nach § 33 Absatz 3 der 
Sonderpädagogikverordnung.


(1) Schulaufsicht; Genehmigung von 
Betreuungsangeboten, die von Trägern der 
freien Jugendhilfe im Rahmen der 
ergänzenden Betreuung an Schulen 
erbracht wer-den; Festsetzung und 
Verteilung der für diese Betreuungsangebote 
zur Verfügung stehenden Mittel auf die 
Bezirke einschließlich der Mittel für die 
Kosten, die in der Zeit der verlässlichen 
Halbtagsgrundschule für 
außerunterrichtliche Betreuung und 
Förderung durch Träger der freien 
Jugendhilfe entstehen; fachliche und 
rechtliche Vorgaben der Erbringung von 
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 
28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, § 
34 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und § 6b des Bundeskindergeldgesetzes im 
Bereich Schule, Bewirtschaftung der für 
ergänzende Lernförderung (im Rahmen der 
Bildungs- und Teilhabeleistungen) 
erforderlichen Mittel für öffentliche Schulen; 
innere Schulangelegenheiten; Befreiung von 
der Schulpflicht; Entscheidung über 
Aufnahme von Schülern in die gymnasiale 
Oberstufe bei Wechsel von anderen 
Schularten, anderen Bundesländern, aus 
dem Ausland oder nach Unterbrechung des 
Schulbesuchs; Entscheidung über die 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf bei 
Überschreitung der Aufnahmekapazität und 
nach § 37 Abs. 3 Satz 4 des Schulgesetzes.


(2) Berufliche Schulen, Staatliche 
Ballettschule und Schule für Artistik, 
Schulfarm Insel Scharfenberg, 
Musikgymnasium Carl Philipp Emanuel 
Bach, Abendgymnasium Prenzlauer Berg, 
Eliteschulen des Sports sowie Nelson-
Mandela-Schule.


(2) Berufliche Schulen, Staatliche Ballett-
schule und Schule für Artistik, Schulfarm 
Insel Scharfenberg, Musikgymnasium Carl 
Philipp Emanuel Bach, Abendgymnasium 
Prenzlauer Berg, Eliteschulen des Sports 
sowie Staatliche Internationale Schulen.
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Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes
Anlage 4 Nummer 3 zu § 3 Abs. 1 DVO-MeldeG


Alte Fassung Neue Fassung
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TOP 6: Verschiedenes 

1) Datenschutz 

Die Frage, wieso die verschiedenen Gremien von der Schulbehörde keine Adressen ihrer Mitglieder 

erhalten, wird i.d.R. mit den Bestimmungen des Datenschutzes beantwortet. Die Gremien begegnen 

diesen Widerständen, indem sie ihre Adressen unter den erscheinenden Mitgliedern selbst erheben 

oder die Schulen selbst anschreiben und um Verteilung der Sitzungsinformationen bitten…. Alles sehr 

anstrengend und eigentlich nicht wirklich notwendig.  

Was können die Gremien unternehmen, um  die Daten vom Schulamt zu bekommen ? 

2) Berliner Jugendportal  

jugendportal@jfsb.de   

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft beabsichtigt das Landesprogramm 
jugendnetz-berlin konzeptionell weiterzuentwickeln. Zukünftig soll die Beteiligung junger Menschen 
noch stärker im Vordergrund stehen. Eine zentrale Rolle wird dabei ein digitales Jugendportal 
einnehmen, welches sich an Jugendliche im Alter zwischen 12 und 18 Jahren richtet. 
 
Ziel des Jugendportals wird es sein, die Informationen und Angebote für junge Menschen in Berlin 
online darzustellen, für Jugendliche relevante Themen gemeinsam mit Jugendlichen aufzubereiten 
und verschiedene Ansätze von e-Partizipation zu erproben.  

Aus: http://www.jugendnetz-berlin.de/de/baustelle/abschnitte/jugendportal.php 

„Mach’s doch selbst 2“ - Kreativworkshop des Berliner Jugendportals 

Das Land Berlin plant eine Website und App als Berliner Beteiligungsplattform mit Start im November 

2015. Dafür veranstaltet das Team des Berliner Jugendportals am Donnerstag, den 16. Juli 2015, 14 

bis 19 Uhr, seinen zweiten Kreativworkshop für Jugendliche. Wieder sind Berliner Jugendliche ab 13 

Jahren gesucht, die bei der Gestaltung des Portals mitreden und ihre Ideen einbringen wollen. 

Außerdem wird dieses Mal über den neuen Namen des Jugendportals entschieden! Auch die App 

wird gemeinsam mit der Agentur besprochen.  

Ansprechpartner Berliner Jugendportal: 

Lisa Dres, Projektleitung                 | dres@jfsb.de       |030 284 70 19 35 

Mareen Brauer, Jugendmagazin   | brauer@jfsb.de   |030 284 70 19 37 

Narod Cahsai, Jugendinformation | cahsai@jfsb.de    |030 284 70 19 36 

In der Jugend- und Familienstiftung des Landes Berlin, Obentrautstr. 55, 10963 Berlin 

3) Landesschülerausschuss 

War beim  Bildungsausschuss am 04.06 vertreten, in dem es um Kooperation mit öffentlichen 

Trägern ging. Am 18.06 beim historischen Bildungsausschuss, in dem es um die Integration der 

Flüchtlingskinder  in das Berliner Schulwesen ging, um das bundesweite Abitur sowie um das 

Eckpunktepapier des Fachbeirates Inklusion. 

mailto:jugendportal@jfsb.de
http://www.jugendnetz-berlin.de/de/baustelle/abschnitte/jugendportal.php
mailto:dres@jfsb.de
mailto:brauer@jfsb.de
mailto:cahsai@jfsb.de
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4) Jugendhilfeausschuss 

Die Mittel für das Freizeitheim Ruhwaldpark sind bewilligt und es soll ein Konzept erstellt werden, 

wie diese umgesetzt werden. 

Für das Jugendfreizeitheim Plöner Str. in Wilmersdorf sind die Überträge erfolgt. 

 

Der Vorsitzende schließt die Sitzung. 

 

 

 

 

 

Anlage 3 

§ 37 

Gemeinsamer Unterricht 

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule darf eine angemeldete Schülerin 

oder einen angemeldeten Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nur abweisen, wenn für 

eine angemessene Förderung die personellen, sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten nicht 

vorhanden sind. Ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter eine Aufnahme nach Satz 1 nicht möglich, 

so legt sie oder er den Antrag der Schulaufsichtsbehörde vor. Diese richtet zur Vorbereitung ihrer 

Entscheidung einen Ausschuss ein, der die Erziehungsberechtigten und die Schule anhört. Die 

Schulaufsichtsbehörde entscheidet im Einvernehmen mit der zuständigen Schulbehörde 

abschließend auf der Grundlage einer Empfehlung des Ausschusses und unter Beachtung der 

personellen, sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten über die Aufnahme der Schülerin oder 

des Schülers in die gewählte allgemeine Schule, eine andere allgemeine Schule oder eine Schule mit 

sonderpädagogischem Förderschwerpunkt. 

Aus: Schulgesetz für das Land Berlin, (Schulgesetz - SchulG), Vom 26. Januar 2004 
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